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(3) Zur mündlichen Verhandlung sind die 
unmittelbar Betroffenen und der Staatsan­
walt zu laden; ihnen ist Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben. Ist der Betroffene 
unbekannten Aufenthalts, kann auch in 
seiner Abwesenheit verhandelt werden. Die 
Vorschriften über die Durchführung der 
Hauptverhandlung erster Instanz gelten 
entsprechend. Das Gericht kann Beweise 
erheben.

Anmerkung: Zur Vorführung des Verur­
teilten und zum Erlaß eines Haftbefehls im 
Widerrufsverfahren vgl. Ziff. III.2. (Auszug) 
des PrBOG vom 20.10.1977 zu Fragen der 
Untersuchungshaft (OG-Inf. Nr. 4/1977
S. 56). Sie lautet:
„2. ... Liegen jedoch begründete Anhalts­
punkte dafür vor, daß der auf Bewährung 
Verurteilte oder derjenige, dem Strafaus­
setzung auf Bewährung gewährt wurde, zur 
Widerrufsverhandlung trotz ordnungsge­
mäßer Ladung nicht erscheinen wird, ist 
das Gericht berechtigt, seine Vorführung 
anzuordnen (§§ 48, 203 Abs. 1, 357 Abs. 3 
StPO).
Es kann in diesen Fällen, soweit die gesetz­
lichen Voraussetzungen gemäß §§122 ff. 
StPO erfüllt sind, bis zum Eintritt der 
Rechtskraft der Widerrufsentscheidung 
Haftbefehl erlassen (§§ 124 Abs. 1, 357 Abs. 3 
StPO).
Gleiches gilt, wenn sich der auf Bewährung 
Verurteilte oder derjenige, dem Strafaus­
setzung auf Bewährung gewährt wurde, 
nach Durchführung der Widerrufsverhand­
lung der Verwirklichung der Freiheits­
strafe zu entziehen sucht.“
Der weitere Text der Ziff. III. 2. dieses 
PrBOG ist als Anm. nach § 246 StPO ab- 
gedr. Der PrBOG ist ferner auszugsw. ab- 
gedr. als Vorbem. zu § 122 und als Anm. 
nach §§122, 123, 126, 127, 131 und 187 
StPO.

§358
Das Gericht kann in den Fällen der §§ 344 
Absätze 1 bis 3, 350 а Absätze 1 bis 3 die 
Verhandlung und Entscheidung über den 
Vollzug der Strafe mit Freiheitsentzug mit 
einer gegen den Verurteilten anhängigen 
neuen Strafsache verbinden. Die Verbin­
dung ist unbeschadet der Vorschriften über 
die örtliche Zuständigkeit zulässig. Über

den Vollzug der Strafe mit Freiheitsentzug 
ist in dem in der neuen Strafsache ergehen­
den Urteil zu entscheiden.

Anmerkung: Vgl. Anm. zu §168 StPO.

§359
Rechtsmittel
(1) Dem Staatsanwalt steht gegen alle bei 
der Verwirklichung der Maßnahmen der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit getrof­
fenen gerichtlichen Entscheidungen die Be­
schwerde zu, soweit das Gesetz nicht aus­
drücklich etwas anderes bestimmt.
(2) Dem Verurteilten steht die Beschwerde 
gegen die zusätzlich zu einer Verwarnung 
ausgesprochene Verpflichtung zur unbe­
zahlten gemeinnützigen Arbeit in der Frei­
zeit, die Anordnung des Vollzuges der bei 
der Verurteilung auf Bewährung angedroh­
ten Freiheitsstrafe, die Umwandlung von 
Geldstrafe in Freiheitsstrafe, die Anord­
nung des Vollzuges der Freiheitsstrafe bei 
Widerruf der Strafaussetzung auf Bewäh­
rung, die Anordnung der Jugendhaft wegen 
Nichterfüllung gerichtlich auferlegter 
Pflichten, die nachträgliche Bildung einer 
Hauptstrafe sowie gegen die Anordnung 
von Maßnahmen zur Erhöhung der erzie­
herischen Wirkung der Strafaussetzung auf 
Bewährung und zur Wiedereingliederung 
Vorbestrafter zu.

§360
Verjährung der Verwirklichung 
von Maßnahmen
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit
(1) Die Verwirklichung rechtskräftig er­
kannter Maßnahmen der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit verjährt:
1. bei Freiheitsstrafen von mehr als zehn 

Jahren in zwanzig Jahren;
2. bei Freiheitsstrafen von fünf bis zehn 

Jahren in zehn Jahren;
3. bei Freiheitsstrafen bis zu fünf Jahren 

in fünf Jahren.
(2) Die Verwirklichung einer Geldstrafe 
verjährt in drei Jahren.

Anmerkung: Zur Verjährung der Verwirk­
lichung einer bis zum 4. 5.1977 ausgespro­
chenen Arbeitserziehung oder Einweisung 
in ein Jugendhaus vgl. § 6 des 2. StÄG. Er 
lautet:
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